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Öffentliche Zustellung nach § 10 des Verwaltungs-
zustellungsgesetzes für das Land Nordrhein-West-
falen vom 07.03.2006 (GV NRW.S. 94/SGV NRW. 
2010) in der zurzeit gültigen Fassung 
 
Die Ordnungsverfügung der Stadt Bonn – Ausländer-
amt – 33-6 
 

Datum der Verfügung 
26.04.2023 

Az.: 
33-65/SCHN 

Betroffene/r, Name, Vorname, letzte bekannte Anschrift 
Betroffene, ROMAN CAIZA, Henry Daniel, of.W. 

 
jetzt unbekannten Aufenthaltes, liegt zur Abholung oder 
Einsichtnahme durch die Empfänger oder deren Bevoll-
mächtigten während der Dienststunden im Dienstge-
bäude Oxfordstr. 19, 53111 Bonn bereit. 
 
Das oben genannte Schriftstück wird hiermit gemäß § 10 
Verwaltungszustellungsgesetz NRW (VwZG) öffentlich 
zugestellt. Es gilt gemäß § 10 Abs. 2 letzter Satz VwZG 
als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung 
dieser Benachrichtigung zwei Wochen vergangen sind.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Zustellung durch 
öffentliche Bekanntmachung Fristen in Gang setzen 
kann, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. 
 

Bonn, 23.05.2023 
 

Die Oberbürgermeisterin 
Im Auftrag 
gez. Schultze 
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Öffentliche Zustellung nach § 10 des Verwaltungs-
zustellungsgesetzes für das Land Nordrhein-West-
falen vom 07.03.2006 (GV NRW.S. 94/SGV NRW. 
2010) in der zurzeit gültigen Fassung 
 
Das Schreiben nach dem Unterhaltsvorschussgesetz 
der Bundesstadt Bonn 
 

Datum der Verfügung 
22.05.2023 

Az.: 
50-223/U/ri 90 8979 

Betroffene/r, Name, Vorname, letzte bekannte Anschrift 
An Herrn Binyam Berhane 

 

 

mit unzustellbarer Adresse liegt zur Abholung an den 
Empfänger oder dessen Bevollmächtigten während der 
Dienststunden im Verwaltungsgebäude Rathaus Bonn-
Beuel, Friedrich-Breuer-Str. 65, 53225 Bonn, Zimmer 
17, bereit. 
 
Das oben genannte Schriftstück wird hiermit gemäß § 10 
Verwaltungszustellungsgesetz NRW (VwZG) öffentlich 
zugestellt. Es gilt gemäß § 10 Abs. 2 letzter Satz VwZG 
als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung 
dieser Benachrichtigung zwei Wochen vergangen sind.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Zustellung durch 
öffentliche Bekanntmachung Fristen in Gang setzen 
kann, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. 
 

Bonn, 22.05.2023 
 

Die Oberbürgermeisterin 
Im Auftrag 
gez. Ringe-Gleditzsch 
 
 
 
Öffentliche Zustellung nach § 10 des Verwaltungs-
zustellungsgesetzes für das Land Nordrhein-West-
falen vom 07.03.2006 (GV NRW.S. 94/SGV NRW. 
2010) in der zurzeit gültigen Fassung 
 
Das Schreiben nach dem Unterhaltsvorschussgesetz 
der Bundesstadt Bonn 
 

Datum der Verfügung 
23.05.2023 

Az.: 
50-223/913345 

Betroffene/r, Name, Vorname, letzte bekannte Anschrift 
An Herrn Plehp, Kevin 

 

 

mit unzustellbarer Adresse liegt zur Abholung an den 
Empfänger oder dessen Bevollmächtigten während der 
Dienststunden im Verwaltungsgebäude Rathaus Bonn-
Beuel, Friedrich-Breuer-Str. 65, 53225 Bonn, Zimmer 4, 
bereit. 
 
Das oben genannte Schriftstück wird hiermit gemäß § 10 
Verwaltungszustellungsgesetz NRW (VwZG) öffentlich 
zugestellt. Es gilt gemäß § 10 Abs. 2 letzter Satz VwZG 
als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung 
dieser Benachrichtigung zwei Wochen vergangen sind.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Zustellung durch 
öffentliche Bekanntmachung Fristen in Gang setzen 
kann, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. 
 

Bonn, 24.05.2023 
 

Die Oberbürgermeisterin 
Im Auftrag 
gez. Kolodziej 
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Die folgende Bekanntmachung erfolgt auf Veranlassung des Eisenbahnbundesamtes 

Außenstelle Köln, Sachbereich 1 Planfeststellung 

Bonn, den 03.05.2023 

Die Oberbürgermeisterin  

In Vertretung  

 

gez. Wiesner 

Stadtbaurat 

 

 

 

Ortsübliche Bekanntmachung der Planfeststellung für das Vorhaben „3‐/4‐gleisiger Ausbau 

Troisdorf ‐ Bonn‐Oberkassel ‐ 4. Planänderung PFA 4 (Bröltalbahnweg)“, Bahn‐km 9,600 – 11,420 

der Strecke 2695 und Bahn‐km 89,755 der Strecke 2324 in der  Bundesstadt Bonn 

 

Mit Planfeststellungsbeschluss des Eisenbahn‐Bundesamtes, Außenstelle Köln, Werkstattstraße 102, 

50733 Köln (Planfeststellungsbehörde) vom 30.03.2023, Az. 641pä/013‐2021#017 ist der Plan für das 

vorgenannte Bauvorhaben gemäß § 18d  Allgemeines Eisenbahngesetz (AEG) i. V. m. § 76 Abs. 1 

Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) festgestellt worden. Vorhabenträgerin ist die DB Netz AG. 

 

Der Planfeststellungsbeschluss ist kraft Gesetz sofort vollziehbar. 

 

Der  Planfeststellungsbeschluss  mit  den  dazugehörigen  Zeichnungen  und  Erklärungen  liegt  ab 

01.06.2023 bis einschließlich 14.06.2023 in der in der Stadtverwaltung der Bundesstadt Bonn im Amt 

für Bodenmanagement und Geoinformation, Bonn,  Stadthaus, Berliner Platz  2, Aufzug 2,  Etage 6B 

(Kundenzentrum Geodaten) während der folgenden Zeiten   

 

Montag, Dienstag, Mittwoch und Freitag von 8 bis 13 Uhr  

und  

Donnerstag von 8 Uhr bis 18 Uhr 

 

Er kann des Weiteren auf der Internetseite des Eisenbahn‐Bundesamtes unter www.eba.bund.de > 

Planfeststellung > Entscheidungen eingesehen werden. 

 

Der verfügende Teil des Beschlusses lautet: 
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Seite 2 von 3 
 

Der geänderte Plan für das Vorhaben „3‐/4‐gleisiger Ausbau Troisdorf ‐ Bonn‐Oberkassel ‐ 4. 

Planänderung PFA 4 (Bröltalbahnweg)“ in der Bundesstadt Bonn, Bahn‐km 9,600 bis 11,420 der 

Strecke 2695 und Bahn‐km 89,755 der Strecke 2324, wird mit den in diesem Beschluss aufgeführten 

Nebenbestimmungen festgestellt. 

Der ursprüngliche Plan wird aufgehoben, soweit er mit dem neuen Plan nicht übereinstimmt, und 

durch die geänderte Planung ersetzt oder ergänzt wird. Im Übrigen bleibt der festgestellte Plan 

einschließlich seiner besonderen Entscheidungen, Nebenbestimmungen, Zusagen und Vorbehalte 

unberührt. 

 

Gegenstand des Vorhabens ist die 4. Planänderung im Planfeststellungsabschnitt (PFA) 4 in Bonn. Sie 

umfasst die Änderung bzw. den Neubau der EÜ Bröltalbahnweg sowohl für die Ausbaustrecke (Str. 

2695) als auch die Bestandsstrecke (Str. 2324) auf Grund der Abgängigkeit des bestehenden 

Gewölbebauwerks. Das Bestandsbauwerk sollte ursprünglich das westliche Gleis der Ausbaustrecke 

mit aufnehmen. Notwendigerweise sind auch die unmittelbar parallel zur EÜ verlaufenden 

Straßenüberführungen Siebenmorgenweg und Platanenweg zu erneuern. Im Rahmen der Arbeiten 

erfolgt eine Aufweitung der Überführung. Ferner erfolgen Anpassungen an den EÜ Königswinterer 

Straße und Friedrich‐Breuer‐Straße, an Stützwänden in angrenzenden Bereichen sowie 

Veränderungen an Baustelleneinrichtungsflächen und Verkehrsbeziehungen. 

 

Die Einwendungen der Betroffenen und der sonstigen Einwender sowie die von Behörden und 

Stellen geäußerten Forderungen, Hinweise und Anträge werden zurückgewiesen, soweit ihnen nicht 

entsprochen wurde oder sie sich nicht auf andere Weise erledigt haben. 

 
Mit dem Vorhaben sind folgende Auswirkungen verbunden:  

vorübergehende und dauerhafte Grundstücksinanspruchnahmen, landschaftspflegerische 

Maßnahmen. 

 

Der Planfeststellungsbeschluss enthält Nebenbestimmungen zum Schutz der Umwelt, der 

Allgemeinheit und zur Vermeidung nachteiliger Wirkungen auf Rechte anderer.  

Die Nebenbestimmungen betreffen den Gewässerschutz, den Naturschutz und die 

Landschaftspflege, den Artenschutz, den Immissionsschutz, den Brand‐ und Katastrophenschutz, 

Öffentliche Ver‐ und Entsorgungsanlagen und Inanspruchnahme von Grundeigentum, Straßen, Wege 

und Zufahrten sowie Kampfmittel.  

 

Die Rechtsbehelfsbelehrung lautet: 
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Gegen den vorstehenden Planfeststellungsbeschluss kann innerhalb eines Monats nach Zustellung 

Klage beim 

Bundesverwaltungsgericht 
Simsonplatz 1 
04107 Leipzig 

 

erhoben werden. Als Zeitpunkt der Zustellung gilt der letzte Tag der Auslegungsfrist. Dies gilt nicht 

für die Verfahrensbeteiligten, denen der Planfeststellungsbeschluss gesondert zugestellt wurde. 

 

Der Kläger hat innerhalb einer Frist von zehn Wochen ab Klageerhebung die zur Begründung seiner 

Klage dienenden Tatsachen und Beweismittel anzugeben. 

 

Die Anfechtungsklage gegen den vorstehenden Planfeststellungsbeschluss hat gemäß § 18e Abs. 2 

Satz 1 AEG keine aufschiebende Wirkung. Der Antrag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung 

der Anfechtungsklage gegen den vorstehenden Planfeststellungsbeschluss nach § 80 Abs. 5 Satz 1 

der VwGO kann nur innerhalb eines Monats nach der Zustellung dieses Planfeststellungsbeschlusses 

beim 

Bundesverwaltungsgericht 
Simsonplatz 1 
04107 Leipzig 

gestellt und begründet werden. 

 

Treten später Tatsachen ein, die die Anordnung der aufschiebenden Wirkung rechtfertigen, so kann 

der durch den Planfeststellungsbeschluss Beschwerte einen hierauf gestützten Antrag nach § 80 Abs. 

5 Satz 1 der Verwaltungsgerichtsordnung innerhalb einer Frist von einem Monat stellen und 

begründen. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, in dem der Beschwerte von den Tatsachen Kenntnis 

erlangt. 

 
 
Der Planfeststellungsbeschluss kann bis zum Ablauf der Rechtsbehelfsfrist von den Betroffenen und 

von denjenigen, die Einwendungen erhoben haben, schriftlich bei der Planfeststellungsbehörde 

angefordert werden. 

 

Der Planfeststellungsbeschluss gilt mit dem Ende der Auslegungsfrist allen Betroffenen und 

Einwendern, denen der Planfeststellungsbeschluss nicht individuell zugestellt worden ist, als 

zugestellt. 

 

 

505



Bundesstadt Bonn 
Die Oberbürgermeisterin       

Allgemeinverfügung 
der Bundesstadt Bonn 

zur Umsetzung der Bekanntmachung des Bundesministeriums für Gesundheit (BMG) nach § 
79 Abs. 5 Arzneimittelgesetz (AMG) vom 19. April 2023 (Banz AT 25.04.2023 B4) bezüglich 

des Versorgungsmangels der Bevölkerung mit antibiotikahaltigen Säften für Kinder 

Die folgende Allgemeinverfügung ergeht auf Grundlage von § 79 Abs. 5 des Arzneimittelge-
setzes (AMG) vom 12. Dezember 2005 (BGBI. I S. 3394) in der zurzeit geltenden Fassung i. 
V. m. § 1 Abs. 2 Nr. 3a der Verordnung über die Zuständigkeiten im Humanarzneimittel-, Me-
dizinprodukte- und Apothekenwesen sowie auf dem Gebiet des Schutzes vor nichtionisieren-
der Strahlung bei der Anwendung am Menschen vom 25. Januar 2022 (GV. NRW. S. 100) in 
der zurzeit geltenden Fassung sowie der Bekanntmachung des Bundesministeriums für Ge-
sundheit (BMG) vom 19. April 2023 (Banz AT 25.04.2023 B4). 

Regelungen: 

Die Regelungen dieser Allgemeinverfügung gelten für öffentliche Apotheken, die ihren Sitz 
im Gebiet der Bundesstadt Bonn haben.  

I. Gestattung 
Den öffentlichen Apotheken im Gebiet der Bundesstadt Bonn wird in Bezug auf in der Bun-
desrepublik Deutschland nicht zugelassene antibiotikahaltige Säfte für Kinder folgende Ab-
weichung von § 73 Abs. 3 Nr. 1 AMG gestattet: 

 Die Bestellung der betreffenden Arzneimittel durch die Apotheken kann erfolgen, 
ohne dass der jeweiligen Apotheke zu diesem Zeitpunkt eine Bestellung einer einzel-
nen Person und eine Verschreibung für das betreffende Arzneimittel vorliegen. 

 Eine Bevorratung der betreffenden Arzneimittel kann in angemessenem Umfang bis 
zu einem 4-Wochenvorrat, zur Sicherstellung einer ordnungsgemäßen Versorgung 
der Kunden der Apotheke, erfolgen. 

 Diese Ausnahme gilt nur für Arzneimittel, die aus Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union oder anderen Vertragsstaaten des Abkommens über den Europäischen Wirt-
schaftsraum bezogen werden. 

Die weiteren Vorgaben des § 73 Abs. 3 AMG bleiben unberührt. 

Die nach § 18 Apothekenbetriebsordnung (ApBetrO) in jedem Fall der Verbringung aufzu-
zeichnenden Angaben sind durch die Apotheke vorzuhalten und auf Verlangen der zuständi-
gen Aufsichtsbehörde unverzüglich bereitzustellen.  

Hinweis: 
Die Beratungspflichten, die sich aus § 20 Apothekenbetriebsordnung (ApBetrO) ergeben, 
sind zu beachten. 
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II. Geltungsdauer 
Diese Allgemeinverfügung tritt am Tag nach ihrer Bekanntgabe in Kraft.  

Die Gestattung gilt bis einschließlich 31.12.2023.  

Sollte das Bundesministerium für Gesundheit bereits zuvor feststellen, dass ein Versor-
gungsmangel oder eine bedrohliche übertragbare Krankheit im Sinne des § 79 Abs. 5 AMG 
nicht mehr vorliegt, endet diese Gestattung mit dem Zeitpunkt der Feststellung und Bekannt-
machung. Maßgebend ist der Tag nach der entsprechenden öffentlichen Bekanntmachung 
des Bundesministeriums für Gesundheit im Bundesanzeiger. 

Diese Allgemeinverfügung kann jederzeit ganz oder teilweise widerrufen oder mit Nebenbe-
stimmungen versehen werden. 

Begründung: 

Die hierfür erforderliche Feststellung des Bundesministeriums für Gesundheit nach § 79 Abs. 
5 Satz 5 AMG liegt durch die Bekanntmachung im Bundesanzeiger vom 19.04.2023 veröffent-
licht am 25.04.2023 (BAnz AT 25.04.2023 B4) vor. Konkret hat das BMG folgendes festge-
stellt:  

„Auf Grund des § 79 Absatz 5 des Arzneimittelgesetzes (AMG) macht das Bundesministerium 
für Gesundheit bekannt: 
Derzeit besteht nach Mitteilung des Bundesinstituts für Arzneimittel und Medizinprodukte in 
Deutschland ein Versorgungsmangel mit antibiotikahaltigen Säften für Kinder. Bei antibio-
tikahaltigen Arzneimitteln in Form von Säften handelt es sich um Arzneimittel, die zur Vorbeu-
gung oder Behandlung lebensbedrohlicher Erkrankungen eingesetzt werden. Für diese Arz-
neimittel steht oftmals keine alternative gleichwertige Arzneimitteltherapie zur Verfügung. 
Diese Feststellung ermöglicht es den zuständigen Behörden der Länder, nach Maßgabe des 
§ 79 Absatz 5 und 6 AMG im Einzelfall ein befristetes Abweichen von den Vorgaben des AMG 
zu gestatten. Das Bundesministerium für Gesundheit wird bekannt machen, wenn der Versor-
gungsmangel nicht mehr vorliegt.“ 

Durch diese Allgemeinverfügung wird der legitime Zweck erreicht, die Versorgung der Bevöl-
kerung mit antibiotikahaltigen Säften für Kinder sicherzustellen. Die getroffene Maßnahme ist 
geeignet, da den Apotheken eine weitere Möglichkeit zur Beschaffung und Bevorratung ent-
sprechender Arzneimittel eröffnet wird. Die Maßnahme ist auch angemessen und auf das er-
forderliche Maß begrenzt, da sich diese Allgemeinverfügung darauf beschränkt, den Apothe-
ken die Bestellung der betreffenden Arzneimittel ohne vorliegende Bestellung einzelner Per-
sonen sowie eine Bevorratung bis zu einem Vierwochenbedarf aus EU- Ländern oder Staaten 
der EWR zu gestatten. Die weiteren Voraussetzungen des § 73 Abs. 3 AMG sind einzuhalten. 
Überdies ist die Maßnahme auf den Versorgungsmangel befristet und endet spätestens am 
31.12.2023. 

Der Widerrufsvorbehalt stützt sich auf § 36 Verwaltungsverfahrensgesetz für das Land Nord-
rhein-Westfalen und ermöglicht es der Behörde ggf. kurzfristig zu reagieren, wenn dies insbe-
sondere aus Gründen der Arzneimittelsicherheit erforderlich sein sollte. 
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Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage erhoben 
werden. Die Klage ist bei dem Verwaltungsgericht Köln, Appellhofplatz, 50667 Köln, schrift-
lich einzureichen oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle zu erklä-
ren. 

Die Klage kann auch durch Übertragung eines elektronischen Dokuments an die elektroni-
sche Poststelle des Gerichts erhoben werden. Das elektronische Dokument muss für die Be-
arbeitung durch das Gericht geeignet sein. Es muss mit einer qualifizierten elektronischen 
Signatur der verantwortenden Person versehen sein oder von der verantwortenden Person 
signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg gemäß § 55a Absatz 4 Verwaltungsge-
richtsordnung (VwGO) eingereicht werden. Weitere Voraussetzungen, insbesondere zu den 
zugelassenen Dateiformaten und Übermittlungswegen, sowie zur qualifizierten elektroni-
schen Signatur, ergeben sich aus der Verordnung über die technischen Rahmenbedingun-
gen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das besondere elektronische Behörden-
postfach (ERVV) in der jeweils gültigen Fassung. Über das Justizportal des Bundes und der 
Länder (www.justiz.de) können weitere Informationen über die Rechtsgrundlagen, Bearbei-
tungsvoraussetzungen und das Verfahren des elektronischen Rechtsverkehrs abgerufen 
werden.  

Ab dem 1. Januar 2022 sind vorbereitende Schriftsätze und deren Anlagen sowie schriftlich 
einzureichende Anträge und Erklärungen, die durch einen Rechtsanwalt, durch eine Behörde 
oder durch eine juristische Person des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihr zur Er-
füllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse eingereicht werden, als 
elektronisches Dokument zu übermitteln. Gleiches gilt für die nach diesem Gesetz vertre-
tungsberechtigten Personen, für die ein sicherer Übermittlungsweg nach § 55a Abs. 4 Satz 1 
Nr. 2 VwGO zur Verfügung steht. 

Bonn, den 23.05.2023 
Die Oberbürgermeisterin 
Im Auftrag 

Gez. 
Dr. Mustafa El Omari 
Amtsapotheker 
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Öffentliche Zustellung 
 

nach § 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes für das Land NRW vom  
07.03.2006 (GV NRW. S. 94 / SGV NRW. 2010) in der zurzeit gültigen Fassung 

 

 

Die Bescheide der Stadt Bonn   Amt 33 - 2   
 
Datum PK-Nr. 

12.12.2022 7777.4769.3479 
Betroffene/r   

Herr Nsongo Melo,Nephthali, Heidestr. 200, 51147 Köln       
Datum PK-Nr. 

12.05.2023 7777.4793.1825 
Betroffene/r   

Herr Mihaylov,Georgi Katev, Neusalzer Str. 56, 63069 Offenbach Am Main       
Datum PK-Nr. 

17.05.2023 7777.4807.3725 
Betroffene/r   

Herr Elghouj, Fouzi Yousuf Mohamed, Luxemburger Str. 124, 50939 Köln       
Datum PK-Nr. 

12.05.2023 7777.4814.0201 
Betroffene/r   

Herr Djipie, Bokaha Guy Roger, Danziger Str. 1, 53175 Bonn       
Datum PK-Nr. 

16.05.2023 7777.5857.5677 
Betroffene/r   

Herr Hadi Faraj H A Al-Marri, Am Stadtwald 6, 53177 Bonn       
Datum PK-Nr. 

04.01.2023 7777.4764.7485 
Betroffene/r   

Herr Al-Sanhani,Fuad Saad Dhaif Allah, Fakultätsstr.1 /Whg.3 li., 51379 Leverkusen       
Datum PK-Nr. 

15.05.2023 7777.5748.1261 
Betroffene/r   

Herr Martaler, Leonid, An der Nordbahn 3, 49504 Lotte       
Datum PK-Nr. 

16.05.2023 7777.4993.8150 
Betroffene/r   

Herr Bayer,Thomas, Kalk-Mülheimer Str. 284, 51065 Köln/Ot Buchforst       
 

 
jetzt unbekannten Aufenthaltes, liegen zur Abholung durch die Empfänger oder deren Bevollmächtigten während 
der Dienststunden im Stadthaus, Berliner Platz 2, Etage 4 A, Registratur, 53111 Bonn, bereit. 
Das vorgenannte Dokument wird hiermit gemäß § 10 Verwaltungszustellungsgesetz NRW (VwZG)  öffentlich  
zugestellt. Es gilt gemäß § 10 Abs. 2 letzter Satz VwZG als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung 
dieser Benachrichtigung zwei Wochen vergangen sind. Es wird darauf hingewiesen, dass die Zustellung durch 
öffentliche Bekanntmachung Fristen in Gang setzen kann, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können.. 
 
 

Bonn, den   22.Mai 2023    
 
 

Die Oberbürgermeisterin 

Im Auftrag 
 
 

gez. Merzenich 
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Öffentliche Zustellung 
 

nach § 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes für das Land NRW vom  
07.03.2006 (GV NRW. S. 94 / SGV NRW. 2010) in der zurzeit gültigen Fassung 

 

 

Die Bescheide der Stadt Bonn   Amt 33 - 2   
 
Datum PK-Nr. 

17.05.2023 7777.4828.9035 
Betroffene/r   

Herr Elghouj, Fouzi Yousuf Mohamad, Luxemburger Str. 124, 50939 Köln       
Datum PK-Nr. 

17.05.2023 7777.4828.4750 
Betroffene/r   

Herr Elghouj, Fouzi Yousuf Mohamad, Luxemburger Str. 124, 50939 Köln       
Datum PK-Nr. 

17.05.2023 7777.4829.9960 
Betroffene/r   

Herr Elghouj, Fouzi Yousuf Mohamad, Luxemburger Str. 124, 50939 Köln       
Datum PK-Nr. 

16.05.2023 7777.4807.5531 
Betroffene/r   

Herr Elghouj, Fouzi Yousuf Mohamad, Luxemburger Str. 124, 50939 Köln       
Datum PK-Nr. 

11.05.2023 7777.5758.7027 
Betroffene/r   

Herr Ghinea, Teodor-Bogdan, Sudetenstr. 65, 53119 Bonn       
Datum PK-Nr. 

25.04.2023 7777.3146.4246 
Betroffene/r   

Herr Steinhauer, Johannes Tomte, Dreieck 7 / 1. OG , 53111 Bonn       
Datum PK-Nr. 

05.05.2023 7777.5850.5555 
Betroffene/r   

Herr Hasan Arefi, Heinrich-Fahr-Str. 27, 78333 Stockach       
Datum PK-Nr. 

10.05.2023 7777.5584.4405 
Betroffene/r   

Herr Nuraliev Baiel, Rathausgasse 38, 53111 Bonn       
 

 
jetzt unbekannten Aufenthaltes, liegen zur Abholung durch die Empfänger oder deren Bevollmächtigten während 
der Dienststunden im Stadthaus, Berliner Platz 2, Etage 4 A, Registratur, 53111 Bonn, bereit. 
Das vorgenannte Dokument wird hiermit gemäß § 10 Verwaltungszustellungsgesetz NRW (VwZG)  öffentlich  
zugestellt. Es gilt gemäß § 10 Abs. 2 letzter Satz VwZG als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung 
dieser Benachrichtigung zwei Wochen vergangen sind. Es wird darauf hingewiesen, dass die Zustellung durch 
öffentliche Bekanntmachung Fristen in Gang setzen kann, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können.. 
 
 

Bonn, den   22.Mai 2023    
 
 

Die Oberbürgermeisterin 

Im Auftrag 
 
 

gez. Merzenich 
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